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Das gleiche Wahlrecht erneut abgelehnt
Die weitere Beratung der Wahlrechtsvorlage das gleiche Wahlrecht mit 236 gegen 185 Stimmen abgelehnt

Auch der Antrag Lohmann abgelehnt
Schnelle Fortſchritte bei der heutigen Beratung der Reformvorlagen Fblehnung des Antrags

Lohmann mit 338 gegen 76 Stimmen

Eigener drahtlicher Parlamentsbericht der Saale Zeitung
Berlin 14 Mai

Am Mirniſtertiſche Vizepräſident Dr Friedberg Miniſter
Dr Drews und Hergt

Vizepräſident Dr Porſch eröffnet die Sitzung um 11 Uhr
15 Minuten

Auf der Tagesordnung ſteht die dritte Leſung der
Wahlrechtsvorlagen

Die Ausſprache wird bei dem geſtern zurückgeſtellten Ar
tikel 2 der Verfaſſungsvorlage fortgeſetzt Hier liegt ein An
trag Dr Porſch vor

Eoö ſprechen hierzu die Abg Dr Bell Ztr Boisly ntl
Meyer Vpt Leinert Soz Schließlich wird der Antrag
des Zentrums mit dem Artikel 2 angenommen

Artikel 3 wird ebenfalls angenommen
Dann folgt die Vorlage über das

Abgeordnetenhaus
F1 ſtellt das Wahlrecht feſt Der Paragraph wird ohneAusſprache angenommen

S 2 behandelt den
Ausſchluß von der Wahlberechtigung

Ein Zentrumsantrag fordert die Streichung der Beſtimmung
wonach ſein Wahlrecht verliert wer wegen eines Verbrechens
oder eines Vergehens neben Aberkennung der bürgerlichen
Ehrenrechte zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt wird Ferner
ſoll die Beſtimmung geſtrichen werden wonach auch die Nicht
zahlung von Steuern den Verluſt des Wahlrechts zur Folge
haben kann

Die Konſervativen beantragen ausdrücklich zu erklären
daß Perſonen die die bürgerlichen Ehrenrechte verloren
haben vom Wahlrechte ausgeſchloſſen ſind

Abg v Kries konſ begründet den konſervativen An
trag und erklärt ſich bereit in der Steuerfrage nachzugeben

Miniſter Dr Drews hält an dem Ausſchluß auf Grund
des Verluſtes des bürgerlichen Ehrenrechtes feſt Jn der
Steuerfrage könnte eine Milderung angenommen werden
Dies könnte in der Weiſe geſchehen daß ſein Wahlrecht ver
liert wenn jemand böswillig ſeine Verpflichtungen gegen
üher dem Staate nicht erfüllt Bei Unvermögen ſollte man
die politiſchen Rechte nicht vermindern

Abg Lewin Vnpt erklärt ſich
entſchieden gegen den Ausſchluß

derienigen welche die bürgerlichen Ehrenrechte verloren haben
Dadurch würde ein bedenklicher Gegenſatz zur Reichsgeſetzgebung
geſchaffen werden
Abg Boisly natl tritt für Aufrechterhaltung der Streichung

ein Es ſolle ja nur die Möglichkeit des Ausſchluſſes geſchaffen
werden

Abg Leinert Soz und Abg Bell Ztr treten für den Er
leichterungsantrag ein

Angenommen wird der konſervative Antrag
bleiben die Beſchlüſſe zweiter Leſung unverändert

Es folgt die Frage
des gleichen Wahlrechtes

Nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen kommen fünf Zuſatzſtimmen
n Xrage

Die Fortſchrittliche Volkspartei ſtellt
Wiederherſtellung der Regierungsvorlage
g Den gleichen Antrag ſtellt auch der nationalliberale Abg

ucas
Abg Dr Porſch Ztr Nachdem unſere Sicherungsanträge

abgelehnt worden ſind hat ein Teil meiner Freunde ſich ent
ſchloſſen gegen das gleiche Wahlrecht zu ſtimmen Jmmerhin
haben dieſe Sicherungsanträge geſtern im Abgeordnetenhauſe im
ganzen eine ſymvathiſche Aufnahme gefunden Mit Rückſicht
hierauf und in der ſicheren Erwartung und Vorausſetzung daß
bei der nächſten Leſung dieſe Anträge Annahme finden werden
wollen auch diejenigen meiner politiſchen Freunde von denen ich
geſprochen habe heute für das gleiche Wahlrecht ſtimmen Den
re beicheut lehnen wir ab Die endgültige Stellung
nahme zum

Jm übrigen

einen Antrag auf

Antrag Lohmann
behalten wir uns vor Er enthält nach meiner Auf
ſaſſung erwägenswerte Momente zu einer Verſtändigung zum
Beiſpiel die Altersſtimme nur müßte die Altersgrenze herabge
ſetzt werden

Abg von Kardorff bei keiner Fraktion Jn der Sitzung vom
4 Mai hat ſich der Abg von Wolff Gorki mit meinen Aus
führungen bei der zweiten Leſung beſchäftigt Jch muß zu meinem
Bedauern erklären daß ich es ablehnen muß dem Abg von Wolff
Gorki ſachlich zu erwidern Je länger ich im parlamentariſchen
Leben ſtand deſto mehr habe ich es mir zum Grundſatz gemacht
daß ich meine Ausführungen ruhig und ohne Spitzen vortrage
Ich freue mich daß ich in dieſer Hinſicht der gleichen Meinung
bin mit den Abgeordneten von der Oſten und Dr Porſch Da
ich un den Ausführungen des Abg von Wolff Gorki entnommen
habe daß er nicht gewillt iſt mich in dieſer Art zu behandeln
ſo entfällt für mich die Vorausſetzung mich mit ſeinen Aus

führungen näher zu beſchäftigen Sehr gut links und im Ztr
Die Frage iſt heute nur noch

Pluralwahlrecht oder gleiches Wahlrecht
Es iſt noch immer nicht hinreichend genug in die Oeffentlich

keit gedrungen daß der Unterſchied zwiſchen beiden Wahlrechts
arten in bezug auf die Zuſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes
außerordentlich gering iſt Dr Lohmann hat auseinandergeſetzt
daß die alten drei Kartellparteien beim gleichen Wahlrecht nur
mit 17 Mandaten weniger als beim Pluralwahlkrecht hier ein
ziehen werden Dies kann im Betrage von 15 Mandaten aus
geglichen werden wenn wir den Proporz für die Oſtmarken
für Oberſchleſien und für Berlin einführen Soll dann
um die übrig bleibenden zwei Mandate der große Kampf
hier weiter gefeührt werden Freilich für die Zuſammen
ſetzung der Linken beſtehen zwiſchen dem gleichen Wahlrecht
und dem Pluralwahlrecht außerordentliche Unterſchiede Das
kann wohl Herrn Dr Lohmann beſtimmen am Pluralwahl
recht feſtzuhalten Aber die Rechte hat früher im politiſchen
Kampfe immer den Standpunkt vertreten daß

Freiſinn und Sozialdemokratie
einander gleich ſeien Heiterkeit Alſo meine Herren
nach der Rechten gewandt können Sie doch keinen Grund
für das Pluralrecht haben Jch halte es für ganz ſelbſtver

Staates in Zukunft mit der Zentrumspartei verſtändigen
müſſen Nun die Oſtmarkenpolitik Eine Oſtmarkenpolitik
gegen das Zentrum in dem Augenblick wo ein ehemaliger
Zentrumsführer Miniſterpräſident und ein anderer Juſtiz
miniſter iſt iſt unmöglich Das

Pluralwahlrecht
nützt ihnen nach rechts nichts Der Antrag Lohmann iſt
zweifellos nicht das letzte Wort Er enthält wertvolle Mo

mente für eine Verſtändigung Aber ich muß auch ſagen daß
der Vizepräſident Dr Friedberg ſich nicht ſo entgegenkommend
gezeigt hat wie man es gewünſcht hätte

wegen der Benachteiligung der Arbeiterſchaft Wenn heute als
Ergebnis der Abſtimmung nur ein Torſo herauskommen ſollte
muß die Regierung ſchon heute auflöſen

Abg von Oertzen freikonſ Das
deutſche Volk hat ſich politiſch reif gezeigt

Das beweiſt ſeine Vaterlandsliebe Auch die ſozialdemokratiſchen
Arbeiter haben Schulter an Schulter für die Freiheit des Vater
landes gekämpft Wir ſind für ein allgemeines durch gewiſſe
Sicherungen gegen Ausſchreitungen geſchütztes gleiches Wahlrecht
Hört hört Die breite Maſſe iſt nur zu leicht geneigt das Ohr

gewiſſenloſen Demagogen zu leihen Ueber die abgelehnten Siche
rungen wird das letzte Wort noch nicht geſprochen ſein Wir
brauchen die Sicherungen und zwar ein Mehrſtimmenrecht auf
der Grundlage des gleichen Wahlrechtes Lachen links

Fortſetzung ſiehe Seite

Aummtlicher Bericht der Heeresleitung
WVTB Großes Hauptquartier 14 Mai 1918

Weſtlicher Kriegsſchauplatz
An den Kampffronten ließ die in den frühen Morgen

ſtunden geſteigerte Feuertätigkeit im Laufe des Vormittags
nach Am Abend lebte ſie wieder vielfach auf Nach heftiger
Feuerwirkung nördlich vom La Baſſée Kanal verſuchten die
Engländer am Abend ſtarke Teilangriffe gegen unſere Stel
lungen nördlich und ſüdrich von Givenchy Sie wurden ver
luſtreich zurückgeſchlagen Die Erkundungstätigkeit blieb rege

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues
er Erſte Generalquartiermeiſter Ludendorff

22 500 Tonnen verſenkt

Eine Glanzleiſtung in 100 Stunden
Berlin 13 Mai Amtlich Eins unſerer in Flandern

ſtationierten Boote unter dem Kommando des Oberleut
nants z S Lohs hat neuerdings während einer hundert
ſtündigen Unternehmung im öſtlichen Teile des Aermellanals
bei ſchärfſter feindlicher Gegenwirkung 7 bewaffnete Dampfer
mit zuſammen

22 500 Br T
verſenkt darunter zwei wertvolle mit mehreren Geſchützen
bewaffnete 5000 Br T große Schiffe Die Dampfer
waren mit einer Ausnahme tief beladen und zwar wie
aus dem Orte der Verſenkungen mit Sicherheit geſchloſſen
werden kann vorwiegend mit Kriegsmaterial für den Feind

Die Unternehmung des bewährten Kommandanten ſtellt
eine hervorragende Leiſtung dar

ſtändlich daß wir uns in dieſer Lebensfrage des preußiſchen

Abg Hirſch Soz Wir bekämpfen den Antrag Lohmann

zweites Niederbarnim bereitet

Fwickau
Wiederum hat eine Reichstagswahl ſtattgefunden di

nicht im Zeichen des Burgfriedens ſtand Jn dem durch den
Tod des unabhängigen Sozialdemokraten Stolle verwaiſten
Zwickau ſtanden ſich drei Kandidaten gegenüber zwei feind
liche Brüder von der Sozialdemokratie und ein nationaler
Sammelkandidat Der Ausgang des Kampfes in dem Wahl
kreiſe in dem bei der Hauptwahl im erſten Treffen der
Sozialdemokrat gewählt wurde konnte kaum zweifelhaft ſein
Es mußte mit der Wahl eines Sozialdemokraten gerechnet
werden Und nach den Erfahrungen von Niederbarnim
konnte dieſer Gewählte nur derjenige Sozialiſt ſein den die
Unabhängigen den Regierungsſozialiſten nennen Höchſtens
durfte noch mit einer Stichwahl gerechnet werden deren Ex
gebnis jedoch nicht zweifelhaft geweſen wäre

Das Wahlergebnis iſt erſt in den ſpäten Nachtſtunden
bekannt geworden Es bringt nicht die Ueberraſchung mit
der vielleicht noch hier oder da gerechnet worden iſt Es
erhielten nach den bis zur Stunde vorliegenden Zahlen
angaben

Meier Soz 12 433 StimmenHeebert Unabh Soz 5 036Klug Nat Arbeitervpartei 6 096
Braun mittl Stände 102 8Stimmberechtigt waren bei der Hauptwahl von 1912

geweſen 52 434 Wähler von denen damals 45 994 an der
Abſtimmung ſich beteiligt hatten Bei der Hauptwahl ent
fielen auf den Sozialdemokraten Stolle der ſich ſpäter zu
den Unabhängigen ſchlug 27 846 und auf den Kandidaten
der Nationalliberalen 17 982 Stimmen

Zunächſt iſt zu dieſen Zahlen zu bemerken daß die Wahl
beteiligung auch in Anbetracht der Anweſenheit vieler
Wähler an der Front eine geringe war Ein Vergleich mit
der Wahlbeteiligung von Niederbarnim gibt gleichfalls kein
günſtiges Ergebnis für Zwickau Alle aus dem Wahlkreiſe
bekannt gewordenen Nachrichten ſtimmen auch darin überein
daß ſich eine beträchtliche Wahlmüdigkeit bemerkbar machte
die durch die Agitation nicht behoben werden konnte Schlecht
hat der Kandidat der nationalen Arbeiterpartei abge
ſchnitten was darauf zurückzuführen iſt daß ſich die bürger
lichen Parteien nicht offiziell an der Wahl beteiligten Die
Hoffnung daß man mit einer Sammelkandidatur den beiden
ſozialdemokratiſchen Richtüngen ſo viel Boden abgewinnen
würde daß eine Stichwahl erforderlich geweſen wäre hat
ſich nicht erfüllt Der Ausfall der Wahl zeigt daß die Auf
ſtellung der nationalen Sammelkandidaten kein glücklicher
Gedanke war und zwar deshalb weil jetzt durch die Zahlen
des Montags Ergebniſſes falſche Anſchauungen über die
Kräfteverteilung in dem Wahlkreiſe hervorgerufen werden
können Wir zweifeln auch nicht daran daß man ein anderes
Ergebnis zutage gefördert hätte wenn man bei der Auf
ſtellung der Kandidaten von bürgerlicher Seite anders vor
allen Dingen geſchloſſener vorgegangen wäre Die Stim
mung weiter Bevölkerungsſchichten des Wahlkreiſes kam
ſicher durch einen Beſchluß der Fortſchrittlichen Volkspartei
in Zwickau zum Ausdruck in dem es hieß Der Verein der
Fortſchrittlichen Volkspartei für Zwickau und den 18 Reichs
tagswahlkreis bedauert daß man vor der Aufſtellung des
bürgerlichen Kandidaten es unterlaſſen hat mit der Fort
ſchrittlichen Volkspartei Fühlung zu nehmen Die Fort
ſchrittliche Volkspartei würde in dieſem Falle mit ihren
ernſten Bedenken gegen die Aufſtellung eines ſo weit
rechtsſtehenden Kandidaten wie es Herr Klug
iſt nicht zurückgehalten haben Anderſeits würde ſie einen
von der nationalliberalen Partei vorgeſchlagenen wirk
lich liberalen Kandidaten gern unterſtützt
haben Für die Kandidatur des Herrn Klug einzutreten
rermag ſie ebenſowenig wie für die Kandidaten der anderen
Parteien Allerdings iſt ſehr zu bezweifeln ob auch eine
gemeinſame Kandidatur der Nationalliberalen und Fort
ſchrittler ein endgültiges anderes Ergebnis gehabt
haben würde in dieſem Wahlkreiſe der ſich ſeit Jahrzehnten
im Beſitze der Sozialdemokratie befindet

Wenig verheißungsvoll iſt der Wahlausgang
für die Unabhängigen die die größten Anſtrengungen
machten ſich wenigſtens den Beſitz dieſes Wahlkreiſes zu er
halten Auch die rührigſte Agitation hat nichts geholfen
Die Wähler von Zwickau haben den Un cbhängigen ein

Noch deutlicher
als im ehemaligen Wahlkreiſe Liebknechts hat die Bevölke
rung jetzt im Kreiſe Stolles ihr Urteil über die von der un
abhängigen Sozialdemokratie betriebene verwerfliche Politik

Der Chef des Admiralſtabes der Marine abgegeben Die Politik der unbedingten Verneinung hat



abermals ſchä
den Beſitz des Wahlkreiſes für ſich beanſpruchen ſind an die
letzte Stelle gekommen und ſie haben erkennen müſſen daß
auch die Macht der nationalen Sammelkandidatur die doch
xur ein Notbehelf ſein konnte ſtärker war Die ſozialdemo
kratiſchen Wählermaſſen haben ſodann erneut ihr Urteil da
hin abgegeben daß ſie die Politik der Verteidigung des
Vaterlandes wie ſie die Mehrheits Sozialdemokratie be
treibt billigt Die Maſſe des Volkes will von deutſchen
Bolſchewiſten nichts wiſſen ſie trat auch für den Sozial
demokraten nur deshalb ein weil ſeine Partei dem Reiche
nicht die Mittel für die ſiegreiche Beendigung des Krieges
verweigerte Es wäre verfrüht aus dem Ergebniſſe der
Zwickauer Nachwahl allgemeine Folgen für die nächſten
Wahſlen ziehen zu wollen So viel kann jedoch geſagt wer
den Der Wahlausgang hat gezeigt daß die breite Maſſe
raterländiſch denkt und empfindet und daß die Sozialdemo
tratie ſich ihre jetzige Macht nur erhalten kann wenn ſie ſich
den ſtaatlichen Notwendigkeiten nicht verſchließt Nicht öde
Negation ſondern fruchtbare praktiſche Arbeit vermag ihren
Peſitzſtand zu ſichern und zu erhalten O H

Fur Kaiſerbegegnung
Wien 13 Mai Korr Bureau Zum i amt

lichen Bericht über die Begegnung zwiſchen Kaiſer Karl und
Kaiſer Wilhelm und den beiderſeitigen Staatsmännern im
deutſchen Grgßen Hauptquartier veröffentlichen die Blätter
von unterrichteter Seite folgende erläuternde Bemerkungen

Der alte Zweibund war auf der Grundlage der Vertei
digung und war beſonders gegen Rußland aufgebaut Die
Entwicklung im Weltkriege hat die Grundbedingungen dieſes
Bündniſſes als ſolches nicht erſchüttert ſondern im Gegen
teil bekräftigt Rußland als eigentlicher bedrohender Faktor
der Mittelmächte hat auf lange Zeit aufgehört für uns eine
Gefahr zu bedeuten Dagegen droht uns die ganze Welt der
anderen Feinde mit Vernichtung Unſere Verteidigung muß
ſich dieſer Situation anpaſſen dieſes r

im Rahmen des Völkerbundes wie ihn die Entente angeb
ich anſtrebt vollen Plag Der Völkerbund will Schutz

gegen künftige Kriege Der Zweibund will nichts
anderes Es iſt klar daß bei der Erörterung der Bündnis
erneuerung auch eine Reihe von gen politiſcher militä
riſcher und wirtſchaftlicher Natur die im engen Zuſammen
hang hiermit ſtehen beſprochen werden mußten

Die Beratung des BranntweinMonopols
Der Reichstagsausſchuß für die Beratung des Brannt

weinmonopols nahm in ſeiner Montagsſitzung die Beſtim
mungen der Vorlage über die Rechte Dritter über die Ver
jährung und über die Haftung des Brenners an Zu einer
längeren Ausſprache kam es bei S 5 zu dem ein ſozialdemokratiſcher Antrag auf Verbot der Werbrenneng von Getreide

vorlag Bevor der Ausſchuß aber in dieſer wichtigen Frage
einen Beſchluß faſſen will will er ſich über die Notwendigkeit
des Verbots von ſachverſtändiger Seite unterrichten Zu
dieſem Zweck ſollen den Ausſchuß Mitgliedern einige Vor
träge gehalten werden

Die Engländer und Lichnowskys
Denkſchriſt

London 13 Mai Reuter Der frühere britiſche Bot
ſchafter in Waſhington Bryce ſchreibt im Daily Chronicle
das Memorandum Lichnowskys ſei das wichtigſte Dokument
das ſeit Ausbruch des Krieges erſchienen ſei Es ſei keine
r e Englands ſondern eine kritiſche Beleuchtung

der Politik durch die Deutſchland ſich an Oeſterreich U
gebunden habe und w den Wunſch des Verfaſſers
geröffentlicht worden i Ausbruch des Krieges ſei verſucht
worden den Anſchein zu erwecken daß der Krieg Deutſchland
ourch England aufgezwungen worden ſei König Eduard
habe nichts Böſes im Schilde geführt als er ſeine Vorliebe
für die Franzoſen zeigte und auch ſeine Miniſter hätten nichts
beabHſichtigt als ſie itte unternahmen um die Differe
aus der Welt zu ſchaffen die das Verhältnis zwiſ
Frankreich und England trübten und als ſie zu einer freund
ſchaftlichen Verſtändigung mit Rußland gelangten Dieſes
alles ſei im Jntereſſe des europäiſchen Friedens geſchehen
Das Memorandum ſei ein Zeugnis für den friedlichen Geiſtdes britiſchen Volkes der veitiſchen Regierung und Edward

Greys im Beſonderen Wenn man in England die Geſinnung
der deutſchen Regierung gekannt hätte würden die britiſchen
Miniſter nicht gezögert haben ſo weit zu gehen Als der
Krieg ſchon ausgebrochen war habe England nicht mehr zu
tun gewünſcht als Deutſchland davon abzuhalten Belgien
zu zerſtören und Frankreich tödlich zu verwunden

Bemerkung Die Ausführungen der von Haldans in
ſpirierten Replik über Englands Kriegsvorbereitungen in
The Vindication of Great Britain der Jnhalt des
Truth and the War und die Anſichten Bernhard Shows

über den Sprung des britiſchen Löwen ſcheinen leider Bryce
in hohem Maße unbekannt zu ſein Der von and ſo
jahrelang angeſtrebte Frieden iſt eben die Pax Britanica
gegen und mit Ausſchluß Deutſchlands

Plünderung von Reims durch franzöſiſche
Truppen

Man erinnert ſich noch der Plünderung der Stadt Adine
durch die zurückweichenden italieniſchen Truppen Die
gleichen Zuſtände herrſchen jetzt in dem von der e
rung geräumten Reims wie Gefangene aus den
Auſchnitten berichten Das zurückgelaſſene m
Einwohner fällt der Plünderung durch die franzöſiſchen
Truppen rettungslos anheim Namentlich es die
Kolonialtruppen die keine Rückſicht kennen e wenigen

7 S Sektkellerund die m a n nwo eunterirdiſchen Gelaſſe beſchützen ſollen ſind machtlos Ein
brüche und blutige Schlägereien zwiſchen den
und den raubenden Kolonialſo t
zrduung

Eine franzöſiſche Schändölichkeit
Vom 4 Mai meldet der Temps derUm nen anges ichen vitt der Juoyallät

jangenen dreier deutſcher 2 zu

c e

rfſte Verurteilung gefunden Diejenigen e

mehrung gegenüber dem in

Der Kampf um die Beſitzſteuer im hauptausſchuß
Der Antrag der Mehrheitsparteien auf Einführung einer Beſitzſteuer für 1918 Der Erbſchaftsſteuer

Antrag der Sozialdemokratie Das Für und Gegen der Anträge

Der wiederholt erwähnte JAntrag der Mehrheitsparteien
für einen neuen Wehrbeitrag auf Einkommen und

liegt jetzt im Wortlaute vor trägt die Unter
prilt von 17 Abgeordneten varfäg damit alſo ſchon jetzt
m Ausſchuß über die Mehrheit Unterzeichnet haben ihn

die Abgeordneten Gröber Zentr Dr David und Ebert
Soz Ka Gothein Vp Herold undrT Zentr unck Leere eil 4732 Lieſching

u Liſt Natk Meerfeld Soz Müller Fulda Zentr
Noske Soz Dr Streſemann Natl Dr Südekum Soz
und Waldſtein Vp Der Antrag iſt in die Form einer
Entſchließung gekleidet und wünſcht daß in den Geſetzentwurf
über die Kriegsſteuer ung e aufgenommen werden
über eine zugunſten des Reichs für das Rechnungsjahr 1918
zu erhebende

außerordentliche Kriegsabgabe
von Einkommen und Vermögen der natürlichen Perſonen
welche einen Geſamtertrag von 1200 Millionen Mark zu er
bringen hätte und für welche nachſtehende Grundſätze gelten
ſollen

l Kriegsabgabe vom Einkommen
1 Die Abgabe wird erhoben von den natürlichen Per

ſonen mit einem Jahreseinkommen von mindeſtens 20 000
Mark die Abgabe wird nicht erhoben ſoweit dieſelbe einen
Betrag überſteigt durch den das Jahreseinkommen nach Ab
zug der Abgabe unter 20000 Mark ſinken würde

2 Das Einkommen der Ehegatten iſt zu
ſammenzurechnen und vom Ehemanne einheitlich zu ver
ſteuern ſofern die Ehegatten nicht dauernd voneinander ge
trennt leben

3 Gewährt der Abgabepflichtige Kindern auf Grund
geſetzlicher Verpflichtung Unterhalt ſo ermäßigt ſich die Ab
gabe für das dritte und jedes weitere minderjährige Kind
um 5 v H ihres Betrags jedoch nicht um mehr als 5000 Mk
für ein Kind

4 AUn verheiratete Abgabepflichtige und ver
heiratete kinderloſe Abgabepflichtige haben eine angemeſſene
Erhöhung der Abgabe zu entrichten

5 Die Abgabe iſt in durchgeſtaffelten Steuerſätzen zu
erheben beginnend mit 3 v H für die erſten 30 000 Mark
Einkommen abſchließend mit 20 v H als Höchſtſtaffel

6 Jm übrigen ſind die Beſtimmungen des Landesgeſetzes
über die Einkommenſteuer für die Bemeſſung der Kriegs
abgabe und das bei der Feſtſtellung und Erhebung der Steuer
einzuhaltende Verfahren maßgebend Die Feſtſtellung des
Einkommens für die Einkommenſteuer bildet zugleich die

der Feſtſtellung des Einkommens für die Kriegs
a e

7 Jn den Bundesſtaaten in denen eine Einkommen
ſteuer nicht beſteht trifft die Landesregierung die Vor
ſchriften über die Ermittelung des Einkommens

II Eine erhöhte Kriegsabgabe wird erhoben
von der während des r erzielten Einkommensver

er Friedenszeit erzielten Ein

1 Maßgebend iſt das Mehreinkommen gegenüber der
letzten Friedensveranlagung Auf Antrag des Abgabe
pflichtigen tritt an Stelle der letzten Friedensveranlagung
das feſtgeſtellte durchſchnittliche Einkommen der Jahre 1912
1913 und 1914

2 Die Steuerſätze für die Einkommensvermehrung ſind
durchzuſtaffeln beginnend mit 5 v H für die erſten 30 000
an Mehreinkommen abſchließend mit 50 v H als Höchſt

el

III Als Ergänzungsabgabe wird eine Abgabe
vom Vermögen erhoben

1 Abgabepflichtig iſt ein Vermögen im Mindeſtbetrage
von 20 000 Mark

2 Die Abgabe iſt in r Steuerſätzen zu
erheben beginnend mit 1 vom Tauſend für Vermögen bis
u er 009 Mark und ſchließend mit 3 vom Tauſend als Höchſt

el
3 Für die Bemeſſung der Abgabe wird zugrunde gelegt

die Feſtſtellung des Vermögens welche für die Beſitzſteuer
Reichsgeſetz vom 3 Juli 1913 auf 31 Dezember 1916 er
lgt iſt Einer beſonderen Vermögensfeſtſtellung bedarf es

nur wenn eine Vermögensfeſtſtellung für die Beſitzſteuer auf
31 mer 1916 nicht erfolgt oder nachträglich eine weſent
liche Aenderung des Vermögensſtandes eingetreten iſt Jn

en wird das Vermögen auf 31 Dezember 1917 feſt
geſte

IV Zuſtändig zur Feſtſtellung und Erhebung der Kriegs
abe vom TFinkommen und Vermögen ſind die Landes

behörden die zur Feſtſtellung und Erhebung der Beſitzſteuer
berufen ſind

Der von den ſozialdemokratiſchen Mitgliedern des Aus
ſchuſſes Dr David Ebert Keil Meerfeld Noske und Dr
Südekum

zur Erbſchaftsſteuer geſtellte Antrag

iſt gleichfalls in die Form einer Erſchließung gekleidet und
erſucht den Reichskanzler alsbald einen Geſetzentwurf vor

egen
1 Einbeziehung der Erbſchaften der direkten Ab

fömmlinge und Ehegatten von einer Mindeſtgrenze an unter
re ſolcher Fälle in denen der Tod des Erblaſſers
mit der Erfüllung der Wehrpflicht zuſamwenhängt

kommen

2 Verſchärfung der Steuerſätze und ſtufenweiſe Steige
rung derſelhen nicht nur nach der Höhe der Erbſchafs und
dem Grade der Verwandtſchaft ſondern auch nach der Höhe
des Geſamtvermögens und nach der Spree des Erbenden

3 Einführung eines abgeſtuften Pflichtteils
des Reichs bei kleiner Kinderzahl oder Kinderloſigkeit des

Erblaſſers
4 Einführung des Erbrechts des Reichs wenn die

Erbſchaft an entfernt verwandte oder blutfremde Perſonen

fallen würde 8Jm weiteren Verlaufe der Sitzung des Hauptausſchuſſes
führte der Preußiſche Finanzminiſter Hergt noch aus daß eine
Mehreinkommenſteuer ganz naturgemäß in ſich den Keim
der Dauer tragen nuß Die Bundesſtaaten können aber
dem Reiche eine Einkommenſteuer nicht zugeſtehen Preußen
müſſe demnächſt eine Reform ſeiner Einkommenſteuergeſetz
gebung vornehmen und daher ſei es unzweckmäßig gleich

itig eine Beſteuerung des Einkommens auch im Reiche zu
ffen Für die notwendige und wünſchenswerte Verſtän

digung ſei eine Rückſichtnahme auf die Jntereſſen der Einzel
ſtaaten unbedingte Vorausſetzung

Abg Dr Streſemann natl Ein grundſätzliches
Nein hat der Preußiſche Finanzminiſter nicht ausgeſprochen
Er wünſcht nur daß die Abgrenzung der Zuſtändigkeiten
zwiſchen dem Reich und der Einzelſtagten vertagt wird Ge
wiß ſoll auf die Steuerbedürfniſſe der Einzelſtaaten Rückſicht
genommen werden aber wir vermiſſen bei den Einzelſtagaten
die

gebotene Rückſichtnahme auf die Finanzlage des Reiches

Ein unerträglicher Zuſtand iſt daß das Reich die gewaltigen
Kriegslaſten tragen ſoll die Bundesſtaaten aber keine Ein
griffe in ihre Steuerverhältniſſe dulden wollen Das wäre
eine ſchwere Ungerechtigkeit gegenüber dem Reich

Abg Gröber Ztr begründet den Antrag auf Erhebung
eines neuen Wehrbeitrages Es iſt gut daß der Preußiſche
Finanzminiſter den Grundſatz die direkten Steuern den
Bundesſtaaten die indirekten Steuern dem Reich heute nicht
wiederholt hat Dieſer Grunſatz iſt durch die geſtiegenen Be
dürfniſſe des Reichs tatſächlich längſt überholt Selbſtver
ſtändlich wünſchen wir eine Verſtändigung mit den Einzel
ſtaaten nicht einen Kampf des Reiches gegen die Einzel
ſtaaten Der von den Mehrheitsparteien geſtellte Antrag
erſchließt für das Reich Quellen die von den Bundesſtaaten
und von den Gemeinden nicht in Anſpruch genommen wurden

Abg Keil Soz Wir freuen uns daß unſere früheren
Vorſchläge jetzt auch bei anderen Parteien ſo weitgehende
Unterſtützung finden Die

einzelſtaatlichen Finanzminiſter werden ſich fügen müſſen

Unfere ganze Kriegsſteuerpolitik war ſyſtematiſch falſch und
ſozial ungerecht Die naturgemäße Wiederholung des Wehr
beitrages unterblieb und leider verſäumte man auch den
Ausbau der Erbſchaftsſteuer Die Maſſenſteuern werden
vielfach unterſchätzt

England iſt mit Beſitzſteuern
gen anders vorgegangen und im Vergleich zu den engliſchen

eſitzſteuern treten die Maſſenſteuern dort ganz zurück Eng
land hat die Beſitzſteuern verachtfacht die Maſſenſteuern aber
nur verdoppelt Wenn wir jetzt dauernde Maſſenſteuern
ſchaffen müſſen wir auch dauernde Beſitzſteuern beſchließen
Niemand will den Einzelſtaaten ihre Steuerquellen nehmen
aber das Reich muß mit aus ihnen ſchöpfen Der Antrag
Gröber iſt nur ein erſter Schritt auf dieſem Wege und wir
begrüßen ihn daher Der Ausbau der Erbſchaftsſteuer iſt
ſchon jetzt notwendig Auch wir wollen den bundesſtaatlichen
Charakter des Rei nicht aufheben aber wir fordern eine
vernünftige Vereinheitlichung

Reichsſchatzſekretär Graf Roedern Wenn die indirekten
Steuern alles gebracht hätten was man erhofft habe woher
kämen dann die Defizits Die Mehreinnahmen der Steuern
werden aufgezehrt durch die Mindereingänge der anderen
Die Verkehrsſteuern haben auch im vorigen Jahre nur die
Hälfte des Anſatzes erbracht Das errechnete Mehr von
4 Milliarden Mark aus den indirekten Steuern während des
Krieges dürfte daher richtig ſein Der Wehrbeitrag iſt frei
lich im Frieden beſchloſſen aber doch erſt nach Ausbruch des
Krieges eingezogen worden die erſte Rate im Auguſt 1914
Die Zuſchläge zu den Einkommenſteuern in Bundesſtaaten
und Gemeinden ſind gewiß im Anfange des Krieges noch
ſehr gering geweſen ſpäter aber ganz erheblich geſteigert

Die engliſchen Finanzen ſind mit unſeren nur ſchwer
vergleichbar Dort trägt der Staat viele Aufgaben die
bei uns den Kommunen zugewieſen ſind Auch fällt ſchwer
ins Gewicht daß England ein Einzelſtaat iſt Daß die bis
herige deutſche Steuerpolitik im Kriege

für die allgemeine Preisſteigerung verantwortlich
gemacht werden könne iſt zu beſtreiten Jn Ländern mil
einer energiſchen Steuerpolitik wie England ſind die wich
tigſten Preiſe keineswegs niedriger als bei uns teilweiſe
ſogar höher geweſen und zwar auch bei Gütern wie Getreide
Kohlen und Stahl

Es ſpricht darauf der württembergiſche Finanzminiſter
v Piſtorius über deſſen Ausführungen wir bereits berichtet
haben

Rupp D tritt für den Antrag Gröber einScechechtang Dienstag

e ää
in eine ſtrohgedeckte Scheune

Alle kamen infolge Brandlegung um
iſt unterzeichnet von dem ſtändigen Kriegsbericht

erſtatter des Temps Leutnant Entrayges der die Untat Grenad ner ranzöſiſchen Diviſion zuſchreibt
Da alſo ein mit Namen bekannter franzöſiſcher Gewährsmann

vorhanden iſt muß es möglich ſein die Wahrheit des berichteten
grauſigen Vorfalles und ſeine näheren Umſtände zu unterſu
Wir zweifeln nicht daß von deutſcher Seite eine ſolche Un

werden wird

wurden
berg

Der

ieren ei

ſtenIdaten ſind u e ſuchung gefordert

Die Kämpfe in Mazedonien
WTB Sofia 13 Mai Generalſtahsbericht vom 12 Mai

Front An mehreren Stellen imMazedoutſche CernaBogenund auf dem Dabropolje war die feindliche Artillerietätig

bei Bruloz am Scherpen keit lebhafter Jn der Moglena Gegend wurden ſerbiſche
Sturmabteilungen die gegen unſere Stellungen nach Ar
tillerievorbereitung vorgingen durch Feuer verjagt Bei
Huma und ſüdlich Ghewgheli war das beiderſeitige Ar
tilleriefener zeitweilig lebhafter Zwiſchen Wardar und
DoiranSee erhöhte ſich die Kampftätigkeit Nach heftiger
Artillerievorbereitung verſuchten mehrere engliſche Kom
pagnien ſich zweimal unſeren Gräben ſüdlich von Doiran zu
nähern wurden jedoch beide Male durch Feuer zurück
geſchlagen bevor ſie unſere Hindeerniſſe erreichten Sie
erlitten ſchwere Verluſte Nördlich vom Tahinos See zjer
ſtreuten wir durch Feuer feindliche Jnfanterie und
Kaväullorie Abteilungen Jm Wardar und Struma Tale

lebhafte Fliegertätigkeit auf Feindesſeite
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